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Sachsen-Anhalt drängt auf neue
Abschieberegeln nach Messerangriff

Nach dem Messerangriff in Solingen fordern Haseloff und
Zieschang aus Sachsen-Anhalt ein Sofortprogramm zur

Abschiebung von Gefährdern.

Nach dem tragischen Vorfall in Solingen, bei dem ein tödlicher
Messerangriff stattfand, werden in Deutschland laute Stimmen
laut, die eine grundlegende Überarbeitung der bestehenden
Asyl- und Abschieberegeln fordern. Dies geschieht im Kontext
einer zunehmend aufgeheizten Debatte über Migration,
Sicherheit und die Verantwortung des Staates. In Sachsen-
Anhalt haben Ministerpräsident Reiner Haseloff und
Innenministerin Tamara Zieschang (beide CDU) ihr Anliegen klar
formuliert: Ein Sofortprogramm zur Eindämmung des Zuzugs
von bestimmten Migrantengruppen muss her.

Die beiden Politiker machen deutlich, dass sie eine Begrenzung
des Zuzugs von afghanischen und syrischen Staatsbürgern nach
Deutschland als dringend notwendig erachten. In ihren
Forderungen betonen sie, dass der Bund dringend Maßnahmen
ergreifen sollte, um Abschiebungen und kontrollierte freiwillige
Rückführungen insbesondere von straffällig gewordenen und als
gefährlich eingestuften Personen zu erleichtern. Dies könnte
einen bedeutenden Schritt zu mehr Sicherheit in der
Bevölkerung darstellen.

Überprüfung der
Abschiebungsverpflichtungen

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf) wird dabei



in den Fokus genommen. Haseloff und Zieschang fordern, dass
alle bestehenden Abschiebungsverbote für afghanische und
syrische Staatsangehörige, die eigentlich ausreisepflichtig sind,
einer umfassenden Neubewertung unterzogen werden. Der
aktuelle Stand zeigt, dass das Bamf allein in Sachsen-Anhalt für
über 2.450 afghanische und rund 450 syrische Staatsangehörige
solche Verbote festgestellt hat. Diese Statistiken lassen
aufhorchen und verdeutlichen das Ausmaß des Problems.

Ein zentraler Punkt in ihren Forderungen ist die Forderung, dass
der Bund die Lage in den Herkunftsländern Afghanistan und
Syrien neu einschätzen müsse. Die Minister anerkennen, dass
die rechtlichen Gegebenheiten hinsichtlich der Rückführung von
afghanischen Staatsbürgern sich gewandelt haben. Denn laut
den neuesten Urteilen diverser deutscher Gerichte ist es nicht
mehr anzunehmen, dass alle zurückkehrenden afghanischen
Staatsangehörigen einer unmenschlichen oder erniedrigenden
Behandlung ausgesetzt sind.

Diese Neubewertung könnte den Weg frei machen für
Rückführungen auch von gesunden, alleinstehenden Männern,
die aus Afghanistan zurückgeschickt werden könnten. Das gilt
ebenso für eine ähnliche Bewertung der Situation in Syrien, die
fortwährend kritisch gesehen wird.

Familiennachzug und
Bundesaufnahmeprogramm in der Kritik

Zusätzlich fordern Haseloff und Zieschang, dass der Nachzug
von Familienangehörigen von Flüchtlingen ausgesetzt wird. In
ihren Augen ist dies ein notwendiger Schritt, um die Kontrolle
über die Migration zu verstärken und die Mengenauswirkungen
zu reduzieren. Daneben wird auch das
Bundesaufnahmeprogramm für Afghanen, das 2022 ins Leben
gerufen wurde, auf den Prüfstand gestellt. Die beiden
Landespolitiker argumentieren, dass dieses Programm in seiner
jetzigen Form nicht mehr gerechtfertigt ist und daher beendet
werden sollte.



Die Fragestellungen, über die die politischen
Entscheidungsträger nun nachdenken, sind von großer
Tragweite und könnten umfassende Auswirkungen auf die
deutsche Migrationspolitik haben. In einer Zeit, in der Sicherheit
und Ordnung in der Bevölkerung immer stärker in den
Vordergrund rücken, wird der Druck auf die Politik weiter
zunehmen, klare und effektive Lösungen zu finden.

Die Einführung eines Sofortprogramms zur Überprüfung der
Zuzugs- und Abschieberegeln könnte als Teil eines
umfassenderen Ansatzes zur Neuausrichtung der Asylpolitik
verstanden werden. Wie sich die Debatte in den nächsten
Wochen entwickeln wird, bleibt abzuwarten.

In den letzten Jahren hat die Debatte über Migration und Asyl in
Deutschland an Intensität zugenommen. Insbesondere die
Situation von Geflüchteten aus Kriegsgebieten, wie Syrien und
Afghanistan, wurde häufig thematisiert. Die Forderungen aus
Sachsen-Anhalt sind Teil eines umfassenderen Trends, der in
verschiedenen deutschen Bundesländern zu beobachten ist, wo
lokale Behörden auf die Herausforderungen im Zusammenhang
mit Migration reagieren. Während in der Vergangenheit viele
Regionen für die Aufnahme von Flüchtlingen sorgten, gibt es
jetzt stärker ausgeprägte Rufe nach Restriktionen und einer
Neubewertung bestehender Regelungen.

Die Hintergründe dieser Entwicklung sind vielfältig und
beinhalten sowohl soziale als auch wirtschaftliche Faktoren. Die
allgemeine Sicherheitslage in Deutschland, gepaart mit einem
Anstieg der Straftaten, die von Geflüchteten begangen wurden,
hat zu einer verstärkten öffentlichen Diskussion über die
Effektivität der Integrationsmaßnahmen und die Sicherheit in
den Gemeinden geführt. So ist in vielen Berichten dokumentiert,
dass ein gewisser Anteil von Straftaten durch Zuwanderer
verübt wird, was für die allgemeine Bevölkerung zu einem
Unsicherheitsgefühl beiträgt. Gleichzeitig gibt es jedoch auch
viele Beispiele für gelungene Integration, die häufig in den
Medien unterrepräsentiert sind.



Aktuelle gesellschaftliche Entwicklungen

Im Kontext dieser Diskussion hat sich auch die gesellschaftliche
Stimmung gegenüber Flüchtlingen gewandelt. Laut einer
Umfrage des Meinungsforschungsinstituts YouGov, die im Jahr
2023 durchgeführt wurde, haben 54 % der Befragten
angegeben, dass sie eine Begrenzung der Zuwanderung für
erforderlich halten. Dies spiegelt die wachsende Besorgnis über
soziale Kohäsion und die Belastung öffentlicher Ressourcen
wider, die in vielen Städten und Gemeinden zu spüren ist. Auf
der anderen Seite gibt es zahlreiche Initiativen, die sich für die
Rechte von Geflüchteten stark machen und auf die
Notwendigkeit einer humanitären Behandlung hinweisen.

Ein weiteres wichtiges Thema in der Debatte ist die
Zuständigkeit und Verantwortung der Bundesländer gegenüber
dem Bund in Bezug auf Asylpolitik. Viele Bundesländer fühlen
sich durch eine unzureichende Unterstützung des Bundes im
Hinblick auf Finanzen und Infrastruktur benachteiligt. So haben
mehrere Ministerpräsidenten ihre Solidarität mit Sachsen-Anhalt
ausgedrückt und betont, dass es einer gemeinsamen
Anstrengung bedarf, um Lösungen zu finden, die sowohl die
Sicherheitsbedürfnisse der Bürger als auch die Rechte der
Geflüchteten respektieren.

Statistiken zur Migration in Deutschland

Laut dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) gab
es im Jahr 2022 insgesamt rund 244.000 neu gestellte
Asylanträge in Deutschland, wobei die Herkunftsländer wie
Syrien und Afghanistan unter den Top 5 waren. Diese Zahlen
verdeutlichen den anhaltenden Druck auf das deutsche
Asylsystem. Die Rückkehrquoten für abgelehnte Asylbewerber
sind im Vergleich zu den Antragszahlen relativ niedrig. Im Jahr
2022 wurden nur 39% der ausreisepflichtigen Afghanen
tatsächlich abgeschoben oder haben freiwillig ausgereist. Diese
Daten tragen zur Diskussion über die Machbarkeit und die
Herausforderungen der von Sachsen-Anhalt geforderten



Abschiebungen bei.

Zusätzlich könnte die Erhebung von Daten zu Straftaten im
Kontext von Migration Aufschluss über mögliche Maßnahmen
geben. Laut dem Bundeskriminalamt (BKA) wurde im Jahr 2021
ein Anstieg von 11,7% bei der Zunahme von Straftaten, die
Asylbewerbern zugeschrieben werden, verzeichnet. Obwohl die
Gesamtkriminalitätsrate in Deutschland über einen längeren
Zeitraum gesenkt wurde, relativiert sich dies durch die in der
öffentlichen Wahrnehmung oft überrepräsentierte Sicht auf
Straftaten, die von Flüchtlingen begangen werden. Dies hält die
Diskussion über adäquate politische Maßnahmen und die
Notwendigkeit weiterer Integrationsprogramme am Laufen.
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